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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Der Nationalrat widmete sich in seiner Sondersession im Mai 2021 als Erstrat der
Änderung des DNA-Profil-Gesetzes, mit der eine gesetzliche Grundlage für die
Phänotypisierung, d.h. das Auslesen bestimmter äusserer Merkmale der gesuchten
Person aus einer DNA-Spur, geschaffen werden sollte. Eine Grüne Minderheit
beantragte Nichteintreten, weil ihr der vorliegende Entwurf zu weit ging; sie hätte
angesichts der Schwere des damit verbundenen Grundrechtseingriffs einen enger
eingegrenzten Anwendungsbereich für die Methode als geboten erachtet. Es sei nicht
Aufgabe der Politik, «in vorauseilendem Gehorsam den ganzen Wunschkatalog der
Strafverfolgungsbehörden zu erfüllen», appellierte Minderheitssprecherin Marionna
Schlatter (gp, ZH) an den Rat. Bundesrätin Karin Keller-Sutter relativierte, es handle sich
nicht um einen schweren Grundrechtseingriff, weil es sich bei den ausgewerteten
Daten nicht um jene einer bestimmten Einzelperson, sondern um eine anonyme Spur
handle. Zudem seien die ausgewerteten äusserlichen Merkmale «für jedermann
sichtbar, wie für einen Augenzeugen». Gegen den Widerstand der geschlossenen
Grünen Fraktion sowie der hälftig gespaltenen SP-Fraktion trat der Nationalrat mit 137
zu 43 Stimmen bei 6 Enthaltungen auf die Vorlage ein.
Inhaltlich befasste sich der Nationalrat zunächst mit der gesetzlichen Verankerung der
Verwandtenrecherche, d.h. die Durchsuchung der DNA-Datenbank nach Personen,
deren DNA-Profil grosse Ähnlichkeit zur gefundenen Spur aufweist und die daher mit
der Spurenlegerin oder dem Spurenleger verwandt sein könnten. Drei linke
Minderheitsanträge, die auf strengere Voraussetzungen und einen engeren
Anwendungsbereich für die Verwandtenrecherche zielten, wurden von der bürgerlichen
Ratsmehrheit deutlich abgelehnt. Als Zweites diskutierte die grosse Kammer mit der
Phänotypisierung den eigentlichen Kern des Geschäfts. Auch hier wurden mehrere
Minderheitsanträge aus den Reihen der SP und der Grünen zur Eingrenzung des
Anwendungsbereichs und für strengere Voraussetzungen für den Einsatz dieser
Ermittlungsmethode von der bürgerlichen Ratsmehrheit verworfen. Erfolgreich war
hingegen einzig eine Minderheit Riniker (fdp, AG), die befürwortete, dass der Bundesrat
in Abhängigkeit vom technischen Fortschritt künftig weitere äusserlich sichtbare
Merkmale – neben den explizit genannten Merkmalen Augen-, Haar- und Hautfarbe,
biogeografische Herkunft und Alter – für die Phänotypisierung zulassen kann. Die
Kommissionsmehrheit hätte diese Delegationsnorm gegenüber dem bundesrätlichen
Entwurf streichen wollen, sodass neue Merkmale nur über eine Gesetzesänderung
hätten hinzugefügt werden können, unterlag aber mit 97 zu 88 Stimmen bei 2
Enthaltungen ebenfalls der bürgerlichen Stimmkraft. Als einzige materielle Änderung
gegenüber dem Entwurf des Bundesrats nahm der Nationalrat einen Artikel ins DNA-
Profil-Gesetz auf, demzufolge nach Suizid ein DNA-Profil der verstorbenen Person
erstellt werden kann, das nach einem Jahr wieder gelöscht wird, sofern der Abgleich
mit der DNA-Datenbank keinen Treffer hervorbringt. Bundesrätin Keller-Sutter und eine
Minderheit Riniker vertraten vergebens die Ansicht, diese Norm schiesse übers Ziel
hinaus. Gemäss geltender Strafprozessordnung könne nach Suizid bereits ein DNA-
Profil erstellt werden, wenn Anzeichen vorliegen, dass die tote Person in ein Delikt
verwickelt sein könnte, erklärte die Justizministerin. Das Ansinnen, in jedem Fall von
Suizid – also auch ohne jegliche Hinweise auf eine Straftat – ein DNA-Profil zu erstellen,
bezeichnete sie als eine «fishing expedition». Mit 126 zu 59 Stimmen liess sich der
Nationalrat gegen den Widerstand der FDP- und der Grünen Fraktion dennoch darauf
ein. Bezüglich der Löschfristen für DNA-Profile lehnte die grosse Kammer sämtliche
Minderheitsanträge für eine Verlängerung oder Verkürzung ab und übernahm die
Vorschläge des Bundesrats unverändert. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat die Vorlage mit 125 zu 54 Stimmen bei 12 Enthaltungen an. Die Grüne
Fraktion, die sich schon gegen Eintreten ausgesprochen hatte, lehnte das Geschäft
auch in der Gesamtabstimmung geschlossen ab, ebenso jene zwei Drittel der SP-
Fraktion, die sich nicht der Stimme enthielten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.05.2021
KARIN FRICK
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Innere Sicherheit

Nachdem der Nationalrat im zweiten Anlauf im Sommer 2020 doch noch auf das
Geschäft eingetreten war, widmeten sich die eidgenössischen Räte in der
Herbstsession der Differenzbereinigung beim Informationssicherheitsgesetz. Der
Ständerat, der als Erstes an der Reihe war, zeigte sich in zwei Punkten nicht bereit, den
Beschlüssen des Nationalrats zu folgen. Mit stillschweigender Zustimmung strich er
erstens den von der Volkskammer eingefügten Absatz, dass der Bundesrat seine Ziele
und die Kosten für die Informationssicherheit zwingend den sicherheitspolitischen
Kommissionen zur Konsultation vorlegen muss, wieder aus dem Gesetz. Nach Ansicht
der SiK-SR war diese Bestimmung überflüssig, was auch Bundesrätin Viola Amherd
bekräftigte: Die Fachkommissionen könnten wie die Finanzkommission und die
Finanzdelegation jederzeit verlangen, dass sie zu einem Thema konsultiert würden, und
dieser Forderung werde immer nachgekommen. Zweitens hielt die Kantonskammer an
ihrem Beschluss fest, dass die AHV-Nummer systematisch zur Personenidentifikation
im Rahmen des Informationssicherheitsgesetzes verwendet werden darf. Eine
Minderheit Zopfi (gp, GL) hatte beantragt, den Beschluss des Nationalrats zu
übernehmen, dass die AHV-Nummer nur vorübergehend zur Erzeugung einer nicht
zurückrechenbaren Personennummer verwendet werden darf, unterlag jedoch mit 31
zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung klar. VBS-Vorsteherin Viola Amherd hatte dem Rat
in Erinnerung gerufen, dass er im Juni der Änderung des AHV-Gesetzes zugestimmt
habe, das den Behörden generell die systematische Verwendung der AHV-Nummer
erlaube; es mache darum keinen Sinn, hier jetzt eine andere Regelung festzuschreiben.
In den übrigen, redaktionellen Differenzen schloss sich der Ständerat stillschweigend
dem Nationalrat an.
Die zwei vom Ständerat aufrechterhaltenen Differenzen waren anschliessend im
Nationalrat hochumstritten. Während die Mehrheit der SiK-NR sich bereit erklärte, auf
die ausdrückliche Erwähnung der Konsultationspflicht des Bundesrates zu verzichten,
beantragte eine Minderheit Hurter (svp, SH) deren Beibehaltung. Es handle sich dabei
um eine «Notbremse», um zu verhindern, dass die Kosten aus dem Ruder laufen, und
er verstehe nicht, so Hurter, «warum Sie sich weigern, Informationen zu erhalten».
Abgesehen von der geschlossenen SVP-Fraktion und drei Abweichlern aus der Mitte
hielt die grosse Kammer diesen Passus jedoch für unnötig und strich ihn endgültig aus
dem Gesetz. Während sich eine Minderheit Riniker (fdp, AG) für die systematische
Verwendung der AHV-Nummer und damit die Bereinigung auch dieser Differenz
starkmachte, wollte die Kommissionsmehrheit am Beschluss festhalten, dass die AHV-
Nummer nur einmalig zur Erzeugung einer nicht zurückrechenbaren
Identifikationsnummer verwendet werden darf und aus Gründen des Datenschutzes
nachher gelöscht werden muss. Die Grundsatzfrage der systematischen Verwendung
der AHV-Nummer durch alle Behörden solle im Rahmen der entsprechenden Revision
des AHV-Gesetzes geklärt und nicht bereits hier vorweggenommen werden,
argumentierte etwa Grünen-Sprecher Balthasar Glättli (gp, ZH). Äusserst knapp mit 90
zu 87 Stimmen bei 9 Enthaltungen erhielt die grosse Kammer diese Differenz aufrecht,
womit sich der Ständerat noch einmal damit befassen muss. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.2020
KARIN FRICK

Polizei

Der Nationalrat nahm in der Wintersession 2023 stillschweigend eine Motion der SiK-
NR für die Schaffung einer Verfassungsgrundlage für eine Bundesregelung des
nationalen polizeilichen Datenaustausches an. Konkret sollte in der Bundesverfassung
dem Bund die Kompetenz eingeräumt werden, die Abfrage polizeilicher Daten zwischen
dem Bund und den Kantonen sowie unter den Kantonen zu regeln.
Kommissionssprecherin Maja Riniker (fdp, AG) verwies im Ratsplenum auf die laufende
Umsetzung der Motion Eichenberger (fdp, AG; Mo. 18.3592), die eine nationale
Koordination und Rechtsgrundlage benötige. Bisher müssten sich die Kantone
untereinander jeweils einzeln für die Herausgabe polizeilicher Daten anfragen.
Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider befürwortete die Motion ebenfalls, denn sie
ermögliche die Schliessung einer Gesetzeslücke und somit einen funktionierenden
polizeilichen Datenaustausch in der Schweiz, falls der eingeschlagene Weg einer
Konkordatslösung unter den Kantonen nicht zum Erfolg führen sollte. 3

MOTION
DATUM: 19.12.2023
LUKAS LÜTOLF
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Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Welche Partei Anspruch auf das Nationalratspräsidium hat beziehungsweise in welchem
Turnus dieses Amt zwischen den Parteien wechselt, ist rechtlich nicht geregelt.
Zwischen 1931 und 1946 setzte sich als Kompromiss durch, dass die SVP (bzw. damals
BGB)-Fraktion den ersten Präsidenten einer Legislatur stellte, die CVP (bzw. damals die
konservativ-christlichsoziale)-Fraktion den zweiten, die SP-Fraktion den dritten und die
FDP-Fraktion den vierten. Da ab 1947 die LP und die LdU an Grösse im Parlament
gewinnen konnten, durften die beiden Fraktionen bis 1999 in jeder dritten Legislatur
auf Kosten der SVP-Fraktion das Präsidium besetzen. Das Wachstum der Fraktion der
Grünen im neuen Jahrtausend hatte zur Folge, dass die Partei 2012 erstmals eine
Präsidentin stellen konnte, wobei die FDP-Fraktion ihre Präsidentin oder ihren
Präsidenten in der Folge nicht mehr im vierten, sondern im ersten Jahr einer Legislatur
bestimmte. 2021 stellte die grüne Fraktion zum zweiten Mal eine Präsidentin und
unterbrach den Turnus der Regierungsparteien damit erneut.
Um den stärker werdenden parteipolitischen Verschiebungen nach eidgenössischen
Wahlen besser gerecht zu werden, einigten sich die Fraktionspräsidentinnen und
-präsidenten im November 2022 auf eine neue Rotationsregel für das
Nationalratspräsidium, mit der die Grösse der Fraktionen besser berücksichtigt werden
soll. In Zukunft sollen alle bestehenden Fraktionen (aktuell: SVP, SP, Mitte-EVP, Grüne,
FDP und GLP) in einer proportionalen Verteilungsberechnung berücksichtigt werden,
wenn sie in zwei aufeinanderfolgenden Legislaturen mindestens fünf Sitze im
Nationalrat halten und somit die Bedingung für die Bildung einer Fraktion erfüllen.
Berücksichtigt wird neben der Grösse einer Fraktion auch die Zeit, die seit dem letzten
Präsidium vergangen ist, respektive bei Fraktionen, die noch nie ein Präsidium gestellt
hatten, seit deren Gründung. Diese neuen Berechnungen sollen ab der 52. Legislatur
gelten und jeweils zu Beginn einer neuen Legislatur neu durchgeführt werden.
Beibehalten werden soll die ebenfalls informelle Regel, dass die Person, die das zweite
Vizepräsidium innehat, im Folgejahr ins erste Vizepräsidium und dann wiederum ein
Jahr später ins Präsidium aufsteigt. Folglich wird die Mitte das Präsidium für die
Amtsperiode 2022/2023 stellen, gefolgt von der SP 2023/2024 (voraussichtlich der
2022/2023 amtierende 1. Vizepräsident Eric Nussbaumer; sp, BL), von der FDP
2024/2025 (voraussichtlich die 2. Vizepräsidentin Maja Riniker; fdp, AG) und von der
SVP 2025/2026. Die Folgejahre werden im ersten Quartal 2024 berechnet. Sollte die
GLP bei den eidgenössischen Wahlen ihre Fraktionsstärke halten, dürfte sie 2026/2027
das Präsidium stellen. 4

ANDERES
DATUM: 18.11.2022
MARC BÜHLMANN

Zwei Themen dominierten die mediale Diskussion im Jahr 2022 hinsichtlich Lobbying:
Eine Auswertung des Vereins «Lobbywatch» zur Anzahl bezahlter Mandate von
Parlamentsmitgliedern sowie – damit verknüpft – die Kritik am für den Bundesrat
kandidierenden und später zum Nachfolger von Ueli Maurer gekürten Albert Rösti bzw.
seinen zahlreichen Mandaten. 

Lobbywatch, ein Verein, der nach eigenen Aussagen durch Offenlegung von
Interessenbindungen von Parlamentsmitgliedern mehr Transparenz in die Politik
bringen will, veröffentlichte Ende Oktober 2022 eine Liste, auf der die
Parlamentsmitglieder hinsichtlich ihrer bezahlten Mandate rangiert wurden. Seit 2019
müssen Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihre ausserparlamentarischen,
entschädigten und ehrenamtlichen Tätigkeiten offenlegen. Lobbywatch zog für seine
Rangliste nicht bloss diese öffentlich einsehbaren Dokumente bei, auf denen von den
aktuellen 246 Parlamentsmitgliedern insgesamt 2'363 Interessenbindungen vermerkt
waren, sondern nach eigenen Angaben auch Einträge im Handelsregister und weitere,
«eigene Recherchen». Die Medien interessierten sich sehr für diese Liste,
insbesondere für die Spitzenplätze. Dort befanden sich Ruth Humbel (mitte, AG) mit 21
bezahlten Mandaten, gefolgt von Peter Schilliger (fdp, LU) mit 18 Mandaten und ex
aequo mit jeweils 16 Mandaten Martin Schmid (fdp, GR), Beat Walti (fdp, ZH), Erich Ettlin
(mitte, OW) und Albert Rösti (svp, BE). Ruth Humbel sei die «Ämtli-Königin», berichtete
in der Folge etwa der Blick über die Rangliste. 
Die Auswertung zeigte weiter, dass insgesamt jedes dritte Mandat entlohnt wurde.
Ehrenamtliche, also unbezahlte Tätigkeiten seien bei Parlamentsmitgliedern im linken
ideologischen Spektrum verbreiteter als auf bürgerlicher Seite, so die Studie dazu. Fast
jedes zweite Mandat in der Mitte-EVP- und in der SVP-Fraktion werde gegen Entgelt
erbracht; total wurden in der Mitte-EVP-Fraktion 245 und in der SVP-Fraktion 186
bezahlte Mandate gezählt. In der FDP-Fraktion betrug der Anteil bezahlter Mandate an

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2022
MARC BÜHLMANN
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allen Mandaten laut Lobbywatch 38 Prozent (total 218 bezahlte Mandate), bei der GLP
33 Prozent (45 bezahlte Mandate), bei der SP 25 Prozent (118 bezahlte Mandate) und bei
den Grünen 23 Prozent (64 bezahlte Mandate).

Die Auswertung von Lobbywatch stiess allerdings auch auf Kritik. Ruth Humbel beklagte
sich etwa im Blick, dass bei ihr falsch gezählt worden sei. Sie habe offiziell lediglich
sieben Mandate inne; die in der Studie aufgelisteten weiteren Mandate erbringe sie
ehrenamtlich oder es handle sich um Vereinsmitgliedschaften. Lobbywatch weise bei
ihr zudem auch Mandate von Untergesellschaften auf (z.B. Concordia Beteiligungen AG,
Stiftung Concordia), obwohl sie nur für das Hauptmandat (Concordia-Krankenkasse)
entlohnt werde. Zudem sei die Auswertung «unfair», weil nicht zwischen der Höhe der
Bezahlung differenziert werde. So werde ihr Mandat bei Vitaparcours, für das sie
lediglich CHF 150 pro Jahr erhalte, gleich bewertet und gezählt wie alle anderen
Mandate, die weitaus höher entlohnt würden. Humbel kündigte in der Aargauer Zeitung
gar zivilrechtliche Schritte an. Auch Maja Riniker (fdp, AG) forderte den Verein
vergeblich auf, Korrekturen an ihren Einträgen vorzunehmen. 
Die NZZ kritisierte «den schalen Beigeschmack», den die Liste aufgrund der von
Humbel im Blick erwähnten Unzulänglichkeiten hinterlasse. Eifrige «Ämtlisammler»
stünden «zu Unrecht am Pranger», so die NZZ. Die Liste nähre zudem die gängigen
Vorurteile. Interessenbindungen seien nicht eine Frage von Machtungleichgewicht und
klandestinem Einfluss, sondern für das Milizparlament wichtig, weil
Parlamentsmitglieder dadurch an Expertise in wichtigen Fachbereichen gewännen. 
Lobbywatch argumentierte anfänglich, man habe alle Mandate gezählt, weil diese
jeweils auch die Verfolgung unterschiedlicher Interessen anzeigten. Ein paar Tage
später musste der Verein jedoch zurückkrebsen. Man habe bei Ruth Humbel in der Tat
versehentlich auch sieben ehrenamtliche Ämter mitgezählt, wurde bekannt gegeben.
Sie habe also nicht 21, sondern 14 bezahlte Mandate. Lobbywatch entschuldigte sich
offiziell für die entstandenen Unannehmlichkeiten. Neu an der Spitze der Liste stand
nun also Peter Schilliger, wie die Medien berichtigten. 

Einigen Wirbel löste die Liste auch im Rahmen der Bundesratsersatzwahlen 2022 aus.
Dass Albert Rösti, der Kronfavorit auf die Nachfolge von Ueli Maurer, so viele Mandate
innehatte, führte zu Diskussionen über eine allfällige Abhängigkeit von verschiedenen
Interessengruppen in der Regierung. Der «prince du lobbyisme», wie Le Temps Albert
Rösti bezeichnete, bzw. die Breite seiner verschiedenen Mandate könne aber auch als
Zeichen seiner Verankerung in bürgerlich-konservativen Kreisen gelesen werden, so Le
Temps weiter. Albert Rösti verteidigte sich in der Zeitung auch selber: Weil man keine
kompromittierenden Dinge über ihn finde, würde man vor allem seine Mandate zum
Thema machen. Das störe ihn aber nicht, weil er, wie andere auch, Milizparlamentarier
mit verschiedenen Einkommensquellen sei; das seien bei ihm sein Nationalratsmandat,
sein Amt als Gemeindepräsident von Uetendorf und als Präsident von Auto-Schweiz.
Würde er zum Bundesrat gewählt, werde er selbstverständlich alle Mandate
niederlegen, so Rösti in Le Temps. 5

Parlamentsorganisation

Als zweites Geschäft der Wintersession 2022, gleich nach der Vereidigung des neuen
Ratsmitglieds Marc Jost (evp, BE), schritt die grosse Kammer zu den Wahlen für das
Nationalratspräsidium 2023. Die scheidende Nationalratspräsidentin Irène Kälin (gp,
AG) bedankte sich für das Vertrauen, die Mitarbeit und die Unterstützung und gab ihrer
Hoffnung Ausdruck, dem Anspruch gerecht geworden zu sein, «je zu einem
Hundertneunundneunzigstel Ihre Präsidentin zu sein». Einen besonderen Dank richtete
sie an alle Mitarbeitenden, die im Hintergrund wirken, aber ohne die die Mühlen in Bern
nicht reibungslos mahlen würden. Das Jahr, das mit dem Ende der Pandemie, aber mit
dem Beginn des Krieges in der Ukraine begonnen habe, habe ihr vor allem gezeigt, wie
fragil eine Demokratie sei und dass es gelte, deren Werte jeden Tag zu verteidigen. Sie
habe viel zugehört, sei auch dann im Saal gewesen, wenn die Mehrheit der Mitglieder
abwesend gewesen sei und habe gelernt, dass es darum gehen müsse, grosse
Mehrheiten für Kompromisse zu finden, um möglichst die Gesamtheit der Bürgerinnen
und Bürger zu vertreten. Diesen Konsens immer wieder zu finden, zusammenzustehen
und die gemeinsamen Werte zu stützen, sei und bleibe Aufgabe des Parlaments. Der Rat
verabschiedete seine Präsidentin mit stehenden Ovationen und schritt zur Wahl des
neuen Präsidenten. 
Wie gewohnt rückte der amtierende Vizepräsident ins Amt der höchsten Schweizerin
bzw. des höchsten Schweizers nach. Martin Candinas (mitte, GR) erhielt 181 von 188
möglichen Stimmen. Sieben Stimmen gingen an Diverse. Damit lag er weit über dem

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2022
MARC BÜHLMANN
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langjährigen Schnitt von 155 Stimmen, kam aber nicht an die bisher höchste
Stimmenzahl heran, die Hansjörg Walter (svp, TG) bei seiner Wahl 2011 erhalten hatte
(185 Stimmen). Der 42-jährige Candinas war bei seiner Wahl jünger als der Durchschnitt
der bisherigen Nationalratspräsidentinnen und -präsidenten (52.4 Jahre) und hatte mit
einer Amtszeit von 11 Jahren etwas weniger Ratserfahrung als der Durchschnitt (14.3
Jahre). Candinas ist erst der fünfte Präsident aus dem Kanton Graubünden und auch
erst der fünfte höchste Schweizer rätoromanischer Muttersprache. 
Er leitete sodann seine Rede auch in der vierten Landessprache ein, wie er das im
Nationalrat bisher stets getan hatte. Er trete seine Aufgabe mit grossem Respekt an –
vor allem auch, weil es noch nie seit dem Zweiten Weltkrieg eine derartige Häufung von
Krisen gegeben habe wie heute: Pandemie, Krieg, Lieferengpässe, Energiekrise,
Inflation. Zwar sorge das politische System der Schweiz für Stabilität, dies könne aber
nur so bleiben, wenn Politik nicht zum Selbstzweck werde, wenn es nicht um
Eigeninteressen, sondern um das Gemeinwohl gehe. Das Motto seines Präsidialjahres
sei deshalb «gemeinsam – ensemble – insieme – ensemen»; er habe sich mit seiner
Parteikollegin und neuen Ständeratspräsidentin, Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG), für
dieses gemeinsame Motto ausgesprochen. Damit sei nicht gemeint, dass es keine
harten Auseinandersetzungen geben dürfe, sondern dass man mit Respekt andere
Meinungen aushalte und dadurch der Demokratie Sorge trage: «Denn in einem Punkt
sind wir uns wohl alle einig: Unsere direkte Demokratie ist nicht perfekt, aber es gibt
kein besseres politisches System auf der ganzen Welt.» Candinas bedankte sich bei
seiner Familie, die im nächsten Jahr öfter ohne ihn auskommen müsse, sowie bei seiner
Vorgängerin, die ihm ein Vorbild gewesen sei, weil sie das Präsidium stets als
Teamaufgabe verstanden habe. Nach einer musikalischen Einlage eines Kinderchors aus
Sumvitg lud der neue Präsident die Ratsmitglieder – «wie es vor Corona Usus war» – zu
seiner Wahlfeier ein, die zwei Tage später in Disentis stattfinden sollte.
Als nächstes Traktandum wählte der Nationalrat das Vizepräsidium. Eric Nussbaumer
(sp, BL) wurde mit 161 von 190 möglichen Stimmen vom zweiten zum ersten
Vizepräsidenten befördert. 8 Wahlzettel blieben leer und 21 entfielen auf Diverse. Neu
ins Präsidium wurde Maja Riniker (fdp, AG) gewählt. Die FDP.Liberale-Fraktion hatte die
2019 in den Nationalrat gewählte 44-Jährige bereits im September 2022 etwas
überraschend der erfahreneren Daniela Schneeberger (fdp, BL) vorgezogen und für das
Amt nominiert. Der Rat wählte sie mit 131 von 186 möglichen Stimmen. 15 Wahlzettel
blieben leer, 4 waren ungültig, 21 entfielen auf Diverse und auf 15 fand sich der Name
von Daniela Schneeberger. Im Normalfall und eine Wiederwahl bei den eidgenössischen
Wahlen 2023 vorausgesetzt, wird nach Irène Kälin 2025 mit Maja Riniker also erneut
eine Aargauerin die grosse Kammer präsidieren. Zum 15. Mal wird dem Aargau dann
diese Ehre zuteil – nur die Kantone Bern (28), Zürich (24) und Waadt (20) stellten bisher
noch mehr höchste Schweizerinnen und Schweizer. 6

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Aargau bewarben sich bei den Nationalratswahlen 2019 496 Personen auf
36 Listen für einen der 16 Aargauer Nationalratssitze. Der Andrang auf die begehrten
Sitze war dieses Jahr noch einmal deutlich höher als 2015 (288 Kandidierende auf 23
Listen). Dieses Jahr schlug alleine schon die CVP mit neun Listen und 127
Kandidierenden zu Buche. Auch die Anzahl der Kandidatinnen war dieses Jahr so hoch
wie nie zuvor (187, Frauenanteil 37.7%).

Bei den Nationalratswahlen vor vier Jahren hatten sich die SVP und die FDP im Aargau
als Gewinner feiern lassen können. Sie hatten damals beide einen Sitzgewinn
verzeichnet. Die 16 Nationalräte, die den Kanton während der letzten Legislatur in
Bundesbern vertreten hatten, waren damit wie folgt auf die Parteien verteilt: 7 SVP, 3
FDP, 2 SP, 1 CVP, 1 GPS, 1 GLP, 1 BDP. Die beiden letztmaligen Gewinner mussten für die
anstehenden Wahlen 2019 als einzige Parteien Rücktritte verkraften, wobei die SVP
besonders betroffen war. Gleich vier ihrer sieben amtierenden Nationalräte fielen der
parteiinternen Alters- und Amtszeitregelung zum Opfer. Sylvia Flückiger-Bäni und Ulrich
Giezendanner zogen sich ganz aus der nationalen Politik zurück. Luzi Stamm und
Maximilian Reimann beschlossen hingegen, auf eigenen Listen erneut zu den Wahlen
anzutreten. Luzi Stamm, seit 28 Jahren im Nationalrat, stieg mit einer nach ihm
benannten Liste und sieben Mitstreitern ins Rennen. Reimann, seinerseits bereits 32
Jahre lang Bundesparlamentarier, führte derweil die Seniorenliste «Team 65+» an. Für
beide waren die Chancen ausserhalb der SVP-Liste ihre Wiederwahl zu schaffen sehr
gering. Der SVP bereiteten zudem im Wahlkampf die Turbulenzen um die inzwischen
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zurückgetretene Regierungsrätin Franziska Roth (svp) Kopfzerbrechen. Immerhin gelang
der Volkspartei mit der FDP, der EDU und Reimanns «Team 65+» bei den
Listenverbindungen der Zusammenschluss zu einem breiten rechtsbürgerlichen Block.
Die FDP erhoffte sich von der Verbindung, den freiwerdenden Sitz der
zurückgetretenen Corina Eichenberger zu verteidigen. Der rechtsbürgerliche
Schulterschluss geriet allerdings arg in Schieflage als die SVP im August ihr Wurmplakat
veröffentlichte. Auf dem Plakat war unter anderem ein FDP-blauer Wurm abgebildet,
der einen die Schweiz symbolisierenden Apfel durchbohrt. Die FDP prüfte sogar eine
Auflösung der Listenverbindung, doch aufgrund der bereits abgelaufenen Frist für die
Anmeldung der Listenverbindungen, hatten die Freisinnigen gar keine andere Wahl, als
an die SVP gebunden in die Wahlen zu steigen. In der Mitte schloss sich die BDP mit der
EVP zusammen. Damit sollte der Sitz von Bernhard Guhl (bdp) gerettet werden. Zwar
garantierte die Listenverbindung den beiden Parteien praktisch einen Sitz, doch falls
die EVP mehr Stimmen machen würde als die BDP, könnte Guhl sein Mandat trotzdem
verlieren. Innerhalb der zweiten Mitteverbindung, zwischen der CVP und der GLP, kam
es ebenfalls zu einem Zweikampf, denn beide Parteien hätten gerne jeweils einen
zweiten Sitz erobert. Voraussetzung dafür war jedoch, dass beide Parteien in der Gunst
der Wähler zulegen können. Der zusätzliche Sitz würde dann auf die Partei mit dem
höheren Wähleranteil fallen. Auch bei den linken Parteien zeichnete sich im
Wesentlichen ein Zweikampf ab. Die SP und die Grünen hatten sich beide einen
Sitzgewinn zum Ziel gesetzt, doch es schien sehr unwahrscheinlich, dass dies gleich
beiden Parteien gelingen würde. Zwar gesellte sich zur Listenverbindung der SP und den
Grünen auch noch die Piratenpartei, doch keiner erwartete, dass die Piraten in die
Nähe eines Sitzgewinnes kommen würden. 

Wie in den meisten Kantonen konnten die Grünen und Grünliberalen auch im Kanton
Aargau am Wahlsonntag ihre Wähleranteile kräftig ausbauen. Die Grünen legten
gegenüber 2015 um 4.3 Prozentpunkte zu (neu 9.8%), die GLP um 3.3 Prozentpunkte
(neu 8.5%). Es reichte jedoch keiner der beiden Parteien für einen Sitzgewinn, womit
weiterhin lediglich Irène Kälin (gp) und Beat Flach (glp) im Parlament vertreten sein
werden. Sitzgewinne verzeichnen konnten dafür die jeweiligen Listenpartnerinnen –
trotz vergleichsweise geringerem Wählendenzuwachs. Für die SP (+0.4 Prozentpunkte,
neu 16.5%) schaffte neben den Bisherigen Yvonne Feri und Cédric Wermuth auch
Gabriela Suter den Einzug in den Nationalrat. Die CVP (+1.3 Prozentpunkte, neu 9.9%)
freute sich darüber, dass sie endlich wieder einmal ihren Stimmenanteil ausbauen
konnte, nachdem sie bei den letzten vier Nationalratswahlen jeweils Verluste hatte
einstecken müssen. Neben der bestätigten Ruth Humbel wird für die CVP in der
nächsten Legislatur auch die kantonale Parteipräsidentin Marianne Binder-Keller in der
Grossen Kammer vertreten sein. Die Sitzgewinne von SP und CVP gingen auf Kosten der
FDP und der SVP. Die FDP konnte den Sitz von Corina Eichenberger nicht verteidigen.
Die beiden Bisherigen Thierry Burkhart und Matthias Samuel Jauslin schafften hingegen
die Wiederwahl. Aufgrund der vielen Rücktritte in ihren Reihen, schafften bei der SVP
trotz Sitzverlust gleich drei Neue den Einzug ins nationale Parlament:  Martina Bircher,
Jean-Pierre Gallati und Benjamin Giezendanner. Benjamin Giezendanner folgte damit
direkt auf seinen zurückgetretenen Vater Ulrich Giezendanner. Problemlos
wiedergewählt wurden die drei bisherigen SVP-Nationalräte Thomas Burgherr, Andreas
Glarner und Hansjörg Knecht. Nicht wiedergewählt wurden hingegen wie erwartet Luzi
Stamm und Maximilian Reimann. In der Mitte tauschten die BDP und die EVP einen Sitz,
da die BDP 2.0 Prozentpunkte verlor (neu 3.1%) und von der EVP (+0.3 Prozentpunkte,
neu 3.6%) überholt wurde. Bernhard Guhl verpasste also die Wiederwahl und musste
Lilian Studer (evp) den Sitz überlassen. Die Zusammensetzung der Aargauer
Volksvertretung für die Legislatur 2019-2023 lautet somit: 6 SVP, 3 SP, 2 FDP, 2 CVP, 1
GP, 1 GLP und 1 EVP. Die Wahlen lockten 44.7 Prozent der Stimmberechtigten an die
Urne – 3.6 Prozentpunkte weniger als vor vier Jahren. 

Fünf Wochen nach den Nationalratswahlen fand im Aargau der zweite Wahlgang der
Ständeratswahlen und der Regierungsratsersatzwahl statt. Neu ins Stöckli zogen Thierry
Burkhard (fdp) und Hansjörg Knecht (svp) ein. Für sie rutschten Maja Riniker (fdp) und
Stefanie Heimgartner (svp) in den Nationalrat nach. Bei der Regierungsratsersatzwahl
setzte sich Jean-Pierre Gallati (svp) als Nachfolger der zurückgetretenen Franziska Roth
durch. Gallati gab bekannt, noch die erste Session im Nationalrat zu besuchen. Danach
wird ihn Bauernverbandspräsident Alois Huber (svp) als nächster auf der SVP-Liste
ersetzen. 7
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Landesverteidigung

Landesverteidigung

Rétrospective annuelle 2020: Armée

L'année 2020 est une année qui illustre différents engagements de l'armée. En janvier,
des militaires ont été déployés à Davos dans le cadre de l'engagement subsidiaire de
sûreté lors du 50e Forum économique mondial (WEF). S'agissant de la promotion de la
paix à l'étranger, l'Assemblée fédérale a décidé de prolonger l'engagement de la
Swisscoy dans les Balkans jusqu'en 2023. Le Conseil fédéral a de son côté étendu –
jusqu'à cette même année – la protection des représentations étrangères et dans le
domaine des mesures de sécurité relatives au trafic aérien. L'engagement en service
d'appui en faveur des autorités civiles dans la lutte contre le Covid-19 est devenue la
plus grande mobilisation de l'armée depuis la Seconde Guerre Mondiale. Lors de la
première vague, les cantons et l'Administration fédérale des douanes (AFD) ont
bénéficié de l'aide de 5'000 militaires, sur les 8'000 à leur disposition. La protection
civile est également venue en renfort, avec 300'000 jours de service effectués sur les
850'000 jours disponibles. 
Diverses plaintes de soldats engagés ont été relayées dans la presse – 2 pour cent des
articles de journaux en mars et en avril concernaient la défense nationale –, dans
lesquelles ils exprimaient leur sentiment d'inutilité ou leurs craintes d'être infectés. Les
plaintes n'ont pas échappé aux milieux opposés à l'armée qui ont en profité pour
relancer le débat sur le futur de l'armée et de ses missions. L'armée a également essuyé
des critiques de la part de cantons, suite à la réception de la facture pour la livraison du
matériel médical (masques, gants, blouses et appareils respiratoires). 
En automne, le Chef de l'armée a ordonné la suspension des grands exercices de
troupes pour préparer l’engagement de la deuxième vague, pour laquelle le Conseil
fédéral a autorisé l'appui de 2'500 militaires et un contingent de 500'000 jours de
service de la protection civile jusqu'au 31 mars 2021. Avant la crise sanitaire, 77
pourcents des personnes interrogées dans le cadre de l'étude sécurité 2020
déclaraient l'armée «nécessaire», la prochaine enquête indiquera l'évolution de
l'opinion publique suite à l'implication de l'armée.

Au cours de l'année, les commissions de la politique de sécurité (CPS-CN et CPS-CE)
ont accepté de modifier la loi fédérale sur la taxe d'exemption de l'obligation de servir
(LTEO) afin d'exonérer les Gardes suisses pontificaux de la taxe militaire pendant la
durée de leur service à Rome. La conseillère nationale Maja Riniker (plr, AG) a proposé
que les personnes ayant accompli les 245 jours de service obligatoire dans la protection
civile, puissent en être aussi exemptées. Certains parlementaires ont dénoncé une
rétroactivité abusive de la loi fédérale sur la taxe d'exemption de servir, puisque les
hommes naturalisés avant leur 30 ans et ayant déjà rempli leur obligation doivent s’en
acquitter jusqu’à leur 37 ans. Le Conseil fédéral a, lui, modifié l’ordonnance pour que
l’ensemble des jours de service accomplis dans la protection civile soit pris en compte
dans le calcul de la taxe. 

En parallèle, le Conseil fédéral a reçu le feu vert pour les acquisitions sollicitées. Lors
du traitement du message sur l'armée 2020, le Conseil des Etats et le Conseil national
ont accepté que CHF 2.7 milliards soient déboursés pour permettre à l'armée de
moderniser et d'acquérir de nouveaux équipements. Les deux Chambres ont également
avalisé le projet d'acquisition du programme «Systèmes ERP D/ar» afin de moderniser
la gestion des engagements au sein du DDPS. En matière d’armement, la conseillère
fédérale Viola Amherd a mandaté l'entreprise Deloitte SA pour en améliorer les
processus d'acquisitions et a réussi à convaincre la population d'accepter l'achat de
nouveaux avions de combat, à la suite du dépôt d’un référendum. Durant la campagne,
le nombre d'articles dédiés aux équipements et à l'armement n'a cessé de croître
jusqu'à atteindre 3.5 pour cent des articles de presse en septembre; 4 pour cent pour
l'ensemble des articles relatifs à l'armée. Comme accepté dans 18 cantons avec 50.1
pourcent de «oui», la flotte arienne sera donc renouvelée pour un montant de CHF 6
milliards.

A une plus petite échelle, la population de Mitholz et du Kandertal a été invitée à
s'exprimer sur le projet d’évacuation de l’ancien dépôt de munitions, afin que le
Conseil fédéral puisse en tenir compte pour élaborer sa proposition quant à l'avenir du
site. 

Concernant la collaboration internationale, en matière d'instruction militaire, l'armée
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a été autorisée à prendre part à une douzaine d'exercices organisés à l'étranger. Le
Conseil fédéral a, en outre, conclu des accords bilatéraux avec l'Estonie et les Etats-
Unis pour bénéficier de leurs offres de formation. Le Chef de l'armement a signé une
convention avec l'Agence OTAN d'information et de communication (NCIA) pour que la
Suisse profite entre autres des connaissances spécifiques de cette dernière, participe
à des analyses dans le domaine des technologies et pour le système militaire de
communication. Enfin, grâce à l'accord concernant la protection mutuelle des
informations classifiées entre la Suisse et la Corée du Sud, la délégation suisse de la
Commission de supervision des Nations neutres (CSNN) verra son engagement facilité
pour le suivi et le contrôle des exercices du côté sud-coréen, ainsi que l’accès et
l’échange d’informations classifiées. 

Quant à l'armée de demain, Viola Amherd a demandé au commandement de l'armée
une stratégie visant la promotion des femmes dans l'armée. Le Chef de l'armée, Thomas
Süssli, a déclaré qu'à long terme, il pouvait s'imaginer que l'armée soit ouverte aux
personnes étrangères. En attendant, le développement de l'armée (DEVA) se poursuit. 8

Alors que les effectifs de l'armée sont de plus en plus proches du nombre minimum de
soldat.e.s requis, un projet afin de rendre l'armée obligatoire pour les femmes est en
discussion. Cette proposition a provoqué beaucoup de réactions politiques et
médiatiques. Dans divers journaux, des militaires de carrière, des politicien.ne.s, des
historien.ne.s et des journalistes se sont exprimé.e.s sur pourquoi les femmes
devraient ou ne devraient pas servir sous les drapeaux. 
Dans le camp du «il faut rendre l'armée obligatoire pour tous les Suisses et toutes les
Suissesses», l'argument principal se fonde sur le manque d'effectifs de l'armée et sur
l'énorme potentiel militaire que représenteraient les 50 pour cent de la population
n'étant pas sujet à cette obligation actuellement. Pour essayer de convaincre, il a été
mis en avant, à de nombreuses reprises, que l'armée permet d'acquérir de l'expérience
dans différents domaines, comme celui de la gestion d'équipe. Les partisan.e.s du
projet ont aussi noté que le cercle de connaissances formé durant son service militaire
est un atout dans la société actuelle. 
Dans le camp du «il ne faut pas rendre l'armée obligatoire pour tous les Suisses et
toutes les Suissesses», on a évoqué d'autres solutions, ou d'autres projets qui feraient
plus de sens. Dans ce cadre, au sujet du service citoyen, Maja Riniker (plr, AG) met en
avant que «chacun dans ce pays devrait faire quelque chose pour la population». De
plus, l'obligation de participer à la journée d'orientation pour les femmes, qui
représenterait une forme moins stricte pour recruter plus de soldates, a aussi noirci du
papier. 
Un des arguments qui a fait débat était celui de l'égalité entre les hommes et les
femmes. Utilisé par les deux camps, son ambivalence a ébranlé, irrité, ou encore blasé.
D'un côté, les féministes libérales voient un grand potentiel et une manifestation de
progrès dans le fait que les femmes figurent parmi les conscrits. De l'autre côté, une
autre forme de féminisme voit une nouvelle expression de patriarcat dans l'obligation
de servir dans l'armée pour les descendantes d'Eve.
Dans les faits, les femmes ne sont actuellement que 0.9 pour cent à s'engager dans
l'armée volontairement en Suisse. Pour comparer, elles sont 20 pour cent en France, 13
en Allemagne et 15 pour cent en Ukraine. Ce dernier exemple semble très intéressant
car, depuis février, les médias se sont essentiellement concentrés sur les femmes qui
ont fui le pays en guerre. 
À titre de comparaison, la situation en Israël, où les femmes représentent une part
importante des effectifs de l'armée, a été évoquée dans la Sonntagszeitung. Leur
enrôlement a commencé pour donner une unité, une identité à la nation. L'armée a
ainsi joué un rôle connecteur entre les citoyen.ne.s. En effet, depuis la création de
l'État d'Israël, les femmes doivent effectuer leur service militaire. Cependant, elles
peuvent être exemptées de cette obligation, ou faire un service plus court que les
hommes. Elles effectuent essentiellement des tâches qui correspondent «encore et
toujours» au rôle féminin, soit de la bureaucratie, des soins, de la logistique, de la
communication ou encore de la formation. À noter que cette répartition des tâches se
retrouve dans la plupart des armées, laissant aux femmes moins de prestige qu'aux
hommes, car leurs fonctions sont très souvent considérées comme moins respectables.

Dans un article de la NZZ publié en janvier 2022 sont évoqués quelques points centraux
qui permettent de clore ce tour d'horizon. Instaurer une obligation de servir pour les
femmes aurait des conséquences dont il faut prendre conscience. En effet, ce sujet a
de nombreuses facettes et entremêle des questions sécuritaires, économiques et
administratives. Ainsi, ce qui, pour un domaine, représente une solution est pour un
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autre un problème. C'est pour ceci que la question est à aborder avec sagesse. 9

La motion de Maja Riniker (plr, AG) demande que le matériel personnel des personnes
effectuant un service au sein de la protection civile soit financé par la Confédération.
Ceci permettrait une plus grande unité, notamment dans les uniformes, et plus
d'efficacité dans l'acquisition du matériel. Depuis la réforme de la loi sur la protection
civile en 2004, l'importance de la protection civile en cas de crise sanitaire ou
migratoire s'est confirmée et justifierait que les coûts du matériel personnel soient pris
en charge par la Confédération, et non par les cantons. Le Conseil fédéral reconnaît
l'importance de la protection civile et prend en charge les frais engendrés lorsqu'elle
doit agir au niveau fédéral. Cependant, il argumente que ce service reste en premier
lieu une infrastructure cantonale. C'est pourquoi il ne considère pas nécessaire de
modifier la loi et a proposé de rejeter la motion. 
La motion a cependant été acceptée au Conseil national par 121 voix contre 66 et 1
abstention. L'opposition provenait d'une majorité de l'UDC et du Centre. 10

MOTION
DATUM: 16.03.2023
CHLOÉ MAGNIN

En cas de crise, il faudrait savoir comment gérer les effets de masse de la population
civile en planifiant des scénarios d'évacuations à large échelle. C'est du moins ce qui a
été prôné par Maja Riniker (plr, AG) lors du dépôt d'un postulat au Conseil national. Elle
demande que le Conseil fédéral consigne dans un rapport le nombre de personnes à
évacuer, la durée que ceci prendrait, mais aussi le traitement de la communication avec
les habitant.e.s et des moyens de transports utilisés pour l'évacuation (chemins de fer
et transports individuels) en cas de conflit. La députée a aussi évoqué l'importance de
la planification et a souligné que les responsabilités devaient être connues de tous et
toutes. De plus, l'argovienne demande qu'un exercice à grande échelle soit envisagé.
Finalement, elle a affirmé qu'il est important de considérer plusieurs régions et non de
se limiter à un seul canton pour les réflexions.
Le Conseil fédéral s'est prononcé en faveur de ce postulat. Le Conseil national l'a
ensuite adopté tacitement. 11

POSTULAT
DATUM: 29.09.2023
CHLOÉ MAGNIN

Bevölkerungsschutz

La conseillère nationale Maja Riniker (plr, AG) demande d'exonérer de la taxe
d'exemption de l'obligation de servir, les personnes ayant accompli leurs obligations
dans la protection civile.  Selon l'article 31 de la loi fédérale sur la protection de la
population et sur la protection civile (LPPCi) révisée, après l'exécution des 245 jours de
service, le service obligatoire est «accompli». Pourtant, même après l'accomplissement
des 245 jours de service, les personnes astreintes doivent encore payer une partie
résiduelle de la taxe d'exemption. Elles devraient alors pouvoir faire valoir 100 pourcent
des jours de service effectués pour le calcul de la taxe d'exemption.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2020
DIANE PORCELLANA

Lors de sa séance du 25 avril 2023, la CPS-CN a accepté à l'unanimité une prolongation
du délai qui avait été fixé pour modifier la loi sur la taxe d'exemption de l'obligation de
servir (LTEO). La commission aurait ainsi jusqu'en 2025 pour répondre à la demande de
Maja Riniker (plr, AG) et réformer la base légale de la taxe d'exemption de l'obligation de
servir pour les personnes ayant accompli leurs obligations au sein de la protection
civile. 12
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

L'ordonnance sur les frais relatifs aux immeubles permet au contribuable de déduire
des impôts les dépenses qui maintiennent la valeur de l'immeuble. Elles sont
enregistrées comme des frais d'entretien. En revanche, les dépenses qui augmentent la
valeur du bien immobilier ne peuvent pas être déduites des impôts. D'après Maja
Riniker (plr, AG), cela implique que certains coûts liés à des constructions ou
rénovations pour économiser de l'énergie et renforcer l'efficacité énergétique du parc
immobilier ne sont pas déductibles des impôts. La députée argovienne considère que
cette réalité fiscale est un contre-pied à la volonté fédérale d'inciter à l'assainissement
énergétique des bâtiments. Elle a donc déposé une motion qui charge le Conseil
fédéral d'adapter le droit en vigueur pour permettre la déduction des coûts
d'investissement liés aux travaux mineurs de transformation et d'agrandissement. 
Le Conseil fédéral, par la voix de la ministre des Finances Karin Keller-Sutter, s'est
opposé à la motion. D'après la ministre, une telle révision de la fiscalité entraînerait des
effets d'aubaine indésirables. En effet, de nombreuses rénovations et agrandissements
seront entrepris, indépendamment de la déductibilité aux impôts. La ministre a aussi
précisé qu'une telle déduction bénéficierait essentiellement aux hauts revenus, qui ont
la capacité financière de mener ces rénovations et agrandissements. En outre, elle a
rappelé que l'initiative parlementaire (Iv.pa. 17.400) qui vise un changement du système
d'imposition de la propriété du logement est en cours de discussion au Parlement.
Au Conseil national, la motion a été adoptée par 120 voix contre 72 et aucune
abstention. Seul le camp rose-vert, malgré l'argument des incitations pour
l'assainissement énergétique des bâtiments, a refusé la motion. 13

MOTION
DATUM: 02.05.2023
GUILLAUME ZUMOFEN

Après l'adoption au Conseil national, la Commission de l'économie et des redevances
de la chambre des cantons (CER-CE) s'est penchée sur la motion de la député
argovienne Maja Riniker (plr, AG). Cette motion vise la déduction fiscale des coûts
d'investissements liés aux travaux de transformation et d'agrandissement, notamment
pour renforcer l'efficacité énergétique des bâtiments. Dans sa réponse, la CER-CE
explique que le Tribunal fédéral a statué sur la gestion fiscale des rénovations qui, de
par leur ampleur, correspondent à des nouvelles constructions. La CER-CE propose
donc, par 10 voix contre 0 et 1 abstention, de rejeter l'objet car elle estime que
l'intervention du Tribunal fédéral répond à la volonté de la motionnaire.
Les sénateurs et sénatrices se sont alignées sur la recommandation de la CER-CE. Elles
rejettent la motion à l'unanimité. 14

MOTION
DATUM: 11.09.2023
GUILLAUME ZUMOFEN

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Maja Riniker (fdp, AG) reichte im September 2021 eine Motion zur Warnung bei
Naturkatastrophen ein. Sie verlangte, dass der Bundesrat die gesetzlichen Grundlagen
schafft, damit im Gefahrenfall alle Personen, die sich in einem gewissen Perimeter
aufhalten, mittels dem so genannten Cell Broadcast alarmiert werden. Bisher würden
nur Personen informiert, welche die entsprechende Warn-App auf ihrem Telefon
installiert haben. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion und auch der
Nationalrat sprach sich in der Wintersession 2021 stillschweigend für den Vorstoss
aus. 15

MOTION
DATUM: 17.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Eine Motion zur Einführung von Cell Broadcast, der gezielten Warnung bei
Naturkatastrophen, stiess auch im Ständerat als Zweitrat auf offene Ohren.
Stillschweigend nahm das Stöckli in der Sommersession 2023 eine entsprechende
Motion Riniker (fdp, AG) an. Mittels Cell Broadcast können bei einer Naturkatastrophe
Mitteilungen an sämtliche Mobiltelefone in einem bestimmten Gebiet gesendet werden.
Das System ergänze damit das bestehende Alarmierungswesen via Sirenennetz, Radio
und die App «Alertswiss», wie die einstimmig (bei einer Enthaltung) befürwortende
UREK-SR im März 2023 erläuterte. Im Rat hob Kommissionssprecherin Mathilde
Crevoisier Crelier (sp, JU) zudem die Vorteile von Cell Broadcast gegenüber einer
Warnung via App hervor, da hierfür erstens keine Anwendung heruntergeladen werden

MOTION
DATUM: 12.06.2023
MARCO ACKERMANN
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müsse und damit zweitens zusätzlich auch internationale Touristinnen und Touristen im
betroffenen Gebiet erreicht werden können. Auch Verteidigungsministerin Viola
Amherd zeigte sich im Rat zufrieden und unterstrich die Wichtigkeit einer
«mehrschichtige[n] und grossflächige[n] Alarmierung und Ereigniskommunikation». Die
Forderung nach einer entsprechenden Gesetzesgrundlage fliesse in laufende Arbeiten
des VBS zur Multikanalstrategie – die Kommunikation über verschiedene Kanäle wie
Apps, Sirenen und Radiodurchsagen – ein, schloss Amherd. Mit der Annahme in beiden
Räten erhielt der Bundesrat den entsprechenden Auftrag zur Umsetzung. 16

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

In der Herbstsession folgte der Nationalrat dem Antrag des Bundesrates auf Annahme
zweier gleichlautender Motionen Schneider Schüttel (sp, FR; Mo. 23.3734) und Riniker
(fdp, AG; Mo. 23.3735), die den unbezahlten Urlaub für ausserschulische Jugendarbeit
von einer auf zwei Wochen erhöhen wollten. In ihrer Begründung hoben die
Motionärinnen die Bedeutung der ehrenamtlichen Jugendarbeit für die Arbeitswelt und
die Gesellschaft hervor. 17

MOTION
DATUM: 29.09.2023
MARLÈNE GERBER

Auf Anraten der einstimmigen RK-SR beschloss auch der Ständerat in der
Frühjahrssession 2024, zwei identischen Motionen Schneider Schüttel (sp, FR; Mo.
23.3734) und Riniker (fdp, AG; Mo. 23.3735) zuzustimmen, die den unbezahlten
Jugendurlaub für ausserschulische Jugendarbeit von einer auf zwei Wochen pro Jahr
anheben wollten. Damit ist der Bundesrat damit betraut, eine entsprechende
Gesetzesanpassung auszuarbeiten. 18

MOTION
DATUM: 13.03.2024
MARLÈNE GERBER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

In Form eines Postulates forderte Maja Riniker (fdp, AG) den Bundesrat dazu auf, in
einem Bericht darzulegen, wie der Kulturgüterschutz in der Schweiz im Falle eines
Krieges gewährleistet werden kann. Der Krieg in der Ukraine habe etwa gezeigt, wie
bedroht Museen und Kulturgüter durch Plünderungen und Zerstörung seien,
begründete Riniker in der Wintersession 2023 im Nationalrat ihr Anliegen. Der Bericht
solle daher ein Konzept vorstellen, welches regelt, inwiefern die Schweiz etwa die
Evakuierung von Kulturgütern auch im Kriegsfall sicherstellen könne. VBS-Vorsteherin
Viola Amherd erklärte den Antrag des Bundesrates, das Postulat abzulehnen, unter
anderem damit, dass in der Schweiz bereits ein entsprechendes Gesetz bestehe,
welches den Kulturgüterschutz im Falle eines bewaffneten Konfliktes regle. In der Folge
nahm der Nationalrat das Postulat dennoch knapp mit 99 zu 93 Stimmen (2
Enthaltungen) an und überwies einen entsprechenden Auftrag an den Bundesrat. Die
Stimmen gegen die Vorlage stammten aus der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion
sowie von beinahe allen Mitgliedern der Mitte-EVP-Fraktion. 19

POSTULAT
DATUM: 12.12.2023
SARAH KUHN
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